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Entschließung zur Erdbeben-Katastrophe in Erzincan/Türkei 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT 

A. unter Hinweis darauf, daß in der osttürkischen Stadt Erzincan 
am 13. März 1992 um 19.20 Uhr ein starkes Erdbeben die Stadt 
und die umliegende Region erschütterte und mehrere hundert 

Opfer forderte, 

B. unter Hinweis darauf, daß die Stadt und die umliegenden 
Dörfer fast gänzlich zerstört wurden und der rasche Wieder-
aufbau unumgänglich ist, um die Folgen der Katastrophe zu 
lindern, 

C. unter Hinweis darauf, daß die meisten Opfer in den modernen 
Betonbauten mit mehreren Stockwerken zu verzeichnen 
waren, wogegen die alten traditionellen Häuser der Region 
weniger beschädigt wurden, 

D. in der Erwägung, daß ein Großteil der Türkei sich in einer 
erdbebengefährdeten Region befindet, wo vergleichbare 
Katastrophen das Land immer wieder heimsuchen, 

1. bedauert die große Zahl von Erdbebenopfern in der Stadt 
Erzincan und fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten 
auf, beim Wiederaufbau der Stadt und der Region die Türkei 

zu unterstützen; 

2. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, der Tür-
kei wissenschaftliche und technische Hilfe beim Aufbau eines 
Katastrophendienstes gegen Erdbeben zu leisten, um den Fol-
gen von zukünftigen Erdbeben vorzubeugen; 

3. weist darauf hin, daß der effektivste Schutz vor Erdbeben die 
Errichtung von Gebäuden ist, die erdbebensicher gestaltet 
sind, und fordert die Kommission auf, Forschungsvorhaben 
über diese Frage zu unterstützen und die Ergebnisse der 
erdbebengefährdeten Region zur Verfügung zu stellen; 

Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments — 13555 — vom 29. April 1992. 

Das Europäische Parlament hat die Entschließung in der Sitzung vom 9. April 1992 angenommen. 



Enrico Vinci 
Generalsekretär 

Egon Klepsch 
Präsident 
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4. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der 

Kommission, dem Rat, den Regierungen und Parlamenten der 

Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sowie der Regierung und 

der Großen Nationalversammlung der Türkei zu übermitteln. 


